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POLITIK • LANDTAGSWAHLEN I 

■ Politisches Erdbeben in Salzburg

Nach der Salzburger Landtagswahlen am 
Sonntag steht das Mächteverhältnis im Land 
gehörig auf dem Kopf: Die SPÖ musste eine Re-
kordniederlage von 15,6 Prozent hinnehmen. 
Die ÖVP ist mit 29 Prozent zwar klare Nummer 
1, verlor aber 7,5 Prozent. Zulegen konnten die 
Grünen: Mit 20,2 Prozent verdreifachten sie ihr 
Ergebnis von 2009 beinahe. Auch die FPÖ ge-
wann und hält nun 17 Prozent. Das Team Stro-
nach erreichte bei seiner Salzburg-Premiere 
8,3 Prozent. Klare Verliererin ist die Meinungs-
forschung: Sie prophezeite bis zuletzt ein Kopf-
an-Kopf-Rennen zwischen ÖVP und SPÖ.  |

POLITIK • LANDTAGSWAHLEN II

■ Salzburger Personalrochaden

Der politische Paukenschlag in Salzburg hat 
personelle Konsequenzen: Gabi Burgstaller 

(SPÖ)  zieht den Hut  und sich aus der Spitzenpo-
litik zurück. Ihre Nachfolge als Parteichef wird 
Walter Steidl antreten, als Landeschef wahr-
scheinlich Wilfried Haslauer (ÖVP). Er ist mit 
der Regierungsbildung beauftragt. Rechne-
risch möglich wäre eine Zweier-Koalition mit 
der SPÖ sowie diverse Dreier-Varianten. Die 
Grüne Astrid Rössler kündigte an, gerne Re-
gierungsverantwortung zu übernehmen, eben-
so wie Hans Mayr, Spitzenkandidat des Team 
Stronach. Spannend dürften auch die Bürger-
meisterwahlen in Salzburg im nächsten Jahr 
werden: Die Grünen erreichten bei der Land-
tagswahl in Salzburg Stadt nämlich 26,3 Pro-
zent und sind damit stimmenstärkste Partei.  |

INTERNATIONAL • DEUTSCHLAND

■ NSU-Prozess

Mit dreiwöchiger Verspätung begann am 
Montag in München der Prozess gegen die  
rechtsradikale Terroristin Beate Zschäpe. 
Zschäpe wird vorgeworfen mit zwei Kompli-

zen zehn Morde, mehrere Sprengstoffanschlä-
ge und ein Dutzend Raubüberfälle begangen 
zu haben. Das Verfahren ist auf 80 Tage anbe-
raumt. Die Verteidiger Zschäpes begannen den 
Prozess mit einem Befangenheitsantrag gegen 
den vorsitzenden Richter. Vor dem Gerichtsge-
bäude kam es zu Zusammenstößen zwischen 
der Polizei und türkischen Demonstranten. 
Der Großteil der Opfer Zschäpes waren tür-
kische Männer.  Montag Nachmittag wurde das 
Verfahren unterbrochen. Bis 14. Mai berät das 
Gericht über den  Befangenheitsantrag. |

INTERNATIONAL  • ISRAEL/SYRIEN

■ Israel bombardiert Syrien

Israels Luftwaffe hat am Wochenende Ziele 
Syriens bombardiert. Nach Angaben des Ge-
neralstabs richteten sich die Angriffe gegen 
Raketentransporte für die radikalschiitische 
Hezbollahmiliz im Libanon. Israels Regierung  
dementierte am Montag, sich in den Bürger-
krieg in Syrien einmischen zu wollen.  |

INTERNATIONAL • ITALIEN

■ Andreotti verstorben

Der ehemalige italienische Ministerpräsi-
dent Giulio Andreotti ist im Alter von 94 Jah-
ren in Rom verstorben. Er zählte zu den Ver-
tretern der im Korruptionssumpf versunkenen 
Democrazia Cristiana (DC) und war an über 
zwei Dutzend Regierungen beteiligt. Eine Ver-
urteilung wegen Mafi a-Verwicklungen wurde 
aus Mangel an Beweisen wieder aufgehoben.|

Am Montag begann der Mordprozess gegen Beate 
Zschäpe  im Münchener Justizzentrum.

| Von Thomas Haderlapp 
 und Rita Trattnigg 

Während im Bundesrat ei-
ne Enquete zum Thema 
Bürgerbeteiligung statt-

fi ndet, vertagt der Nationalrat das 
Demokratiepaket und das Volks-
begehren „Demokratie jetzt!“ 
scheitert. Die Frage stellt sich: Was 
braucht es für eine lebendige, in-
novative Demokratie?  Und: Wer ist 
dafür verantwortlich?

In Zeiten steigender Komple-
xität, zunehmender Geschwin-
digkeit und der Verschränktheit 
globaler Probleme kann die Lö-
sungskompetenz weder von den 
Repräsentanten, noch von Bür-
gern allein erwartet werden. Le-
bendige, innovative Demokratie 
erfordert die Bereitschaft beider 
Sphären, sich von der jeweils an-
deren ergänzen zu lassen.

Überforderung und Ohnmacht
  
Aktuelle Forschungsergebnisse 

zur Frage, wie zukunftsfähige Poli-
tik gelingen kann, zeigen  eine Ten-
denz zur Entkoppelung von Poli-
tik und Bürgern. Die Interviews 
mit Politikern und Vertretern der 
Zivilgesellschaft im Rahmen der 
Forschungen zu unserem aktu-
ellen Buch machen deutlich, dass 
die Entfernung der Lebenswelten 
in der Folge zu steigendem Unver-
ständnis und Misstrauen führt.

Derzeit krankt die institutionali-
sierte Politik, wie es ein hochran-
giger Landespolitiker ausdrückt, 
insbesondere daran, „die Komple-
xität der Herausforderungen und 
die eigene Überforderung nicht 
thematisieren zu können“. Ähn-
lich geht es aber auch den Bürgern, 
die von „Ohnmachtsgefühlen“ be-
richten. Wie schwer dieses Phäno-
men wiegt, wird deutlich, wenn et-
wa ein Landesrat eingesteht, dass 
Mandatare „an der Art und Wei-
se, wie Politik betrieben wird, re-
gelrecht vor die Hunde gehen“. 
Andererseits versteht die Zivilge-
sellschaft nicht, „wieso so wenig 
weiter geht“. 

Was liegt also näher, als  Mög-
lichkeiten der Rückkopplung und 
des Austauschs zwischen Politik 
und Bürgern zu schaffen? Im Rah-
men von partizipativen Prozessen 
könnten sich Politik und Bürger 

wieder enger in Beziehung setzen, 
um den Bezug zueinander nicht zu 
verlieren und gemeinsam neue Lö-
sungsansätze zu generieren. Und 
dadurch, dass man sich in parti-
zipativen Prozessen gegenseitig 
etwas zutraut, kann auch wieder 
Vertrauen aufgebaut werden. 

Wie kann nun die „Beziehungs-
arbeit“ zwischen Politik, Zivilge-
sellschaft und Bürger gelingen? 
Dazu braucht es die Fähigkeit sich 
aufeinander einzulassen und die 
Bereitschaft, etwas auf den Prüf-
stand zu stellen: Wie wollen wir in 
Zukunft leben, arbeiten und wirt-
schaften? Welche politische Kultur 
richten wir uns ein? 

Mit innovativen, partizipativen 
Methoden gemeinsam an der Zu-
kunftsgestaltung zu arbeiten, 
ist Teil des notwendigen Kultur-
wandels in Politik und Alltag. 
Werkzeuge dafür, wie etwa der 
„Bürger-Rat“ als moderierte Parti-
zipationsmethode existieren und 
werden bereits mit Erfolg ange-
wandt. In Vorarlberg wurde un-
längst die „partizipative Demokra-
tie“ in Form von „Bürger-Räten“ in 
der Landesverfassung verankert: 
Die zufällig ausgewählten Bürger 
haben in den bislang über dreißig 
Räten beispielhaft ergebnis- und 

lösungsproduktiv an der Zukunft 
ihres Gemeinwesen mitgearbei-
tet.  So erwies sich das Modell als 
Möglichkeit, wie es „gelingen 
kann, die positiven Kräfte in der 
Gesellschaft zu aktivieren“, so der 
Vorarlberger Landeshauptmann 
Markus Wallner vergangenen Mo-
nat bei der Bundesrats-Enquete 
zum Thema Bürgerbeteiligung. 

Beziehungsarbeit und Pioniergeist

Die Diskussion zu grundsätz-
lichen Fragestellungen, die ei-
gentlich den Kern und die Stärke 
einer funktionierenden Demokra-
tie ausmachen, mag im Sog der ra-
santen, globalisierten (Finanz-)
Ökonomie für manche rasch inef-
fi zient und nicht „marktkonform“ 
erscheinen. Mehrere für unse-
re Forschung interviewte Manda-
tare bedauern daher, dass „wich-
tige Grundsatzdebatten und der 
sachpolitische Diskurs vermehrt 
parteipolitischen Auseinanderset-
zungen weichen“. Eine Mandata-
rin ventiliert gar den Wunsch nach 
„parteibuchfreien Zonen“ – also 
geschützten Bereichen  – um wei-
ter denken zu können. 

Was macht also eine zukunftsfä-
hige politische Kultur aus? Was an-

steht, ist ein  qualitativer Sprung im 
Politikverständnis und im demo-
kratischen Miteinander: Es geht in 
Zukunft nicht mehr – im Sinne ei-
ner „großen Erzählung“ – darum, 
dass Repräsentanten Politik für 
die Menschen machen, sondern 
darum, gemeinsam im Rahmen 
eines „großen Gesprächs“ Poli-
tik mit den Menschen zu machen. 
Politik wird dadurch zu einem ko-
kreativen und ko-produktiven Pro-

zess, eine Politik, bei der am Ende 
nicht Entscheidungen fallen, son-
dern Mit-Entscheidungen gefun-
den werden.

Der Schritt von der Zuschau-
erdemokratie zur Mitmachde-
mokratie erfordert nicht nur re-
fl ektierte Denk- und geänderte 
Handlungsweisen, sondern auch 
Mut, Engagement, Pioniergeist 
und Experimentierfreude – und 
zwar auf beiden Seiten. Einzurich-
ten sind Zeiten und Räume, in de-

nen vertiefte Gespräche, ein ver-
ständnisvoller Austausch und die 
Aushandlung von  widersprüch-
lichen Interessen und Vorstel-
lungen „in einem Reality-Check 
auf Augenhöhe“ – wie es eine Ver-
treterin der Zivilgesellschaft aus-
drückt – stattfi nden  können. Mo-
derierte, partizipative Prozesse 
helfen jene Möglichkeitsräume 
zu öffnen, wo Menschen sich wie-
der als selbstwirksame, politische 
Wesen und gestaltende Souveräne 
empfi nden können. Das ist genau 
jene Teilhabe, die von grundle-
gender Bedeutung für die Lebens-
qualität von Menschen ist und 
die damit auch einen wichtigen 
„Standortfaktor“ eines Gemeinwe-
sens darstellt. 

Wir sind Ko-Poduzenten von Politik

Kern eines gewandelten Demo-
kratieverständnisses ist es, dass 
wir uns als Ko-Produzenten von Po-
litik begreifen. Im Zuge eines kul-
turellen Wandels könnte mit Hilfe 
dieser gemeinsam zu erarbeiten-
den Ergänzungsleistung der Zu-
stand der „erschöpften Demo-
kratie“ (© Michael Kerbler, Ö1) 
überwunden und der Aufbruch zu 
einer lebendigen, schöpferischen 
Demokratie möglich werden.

|Der Lebensqualitäts- und Pio-
nierforscher T. Haderlapp und  

R. Trattnigg,  Expertin für Zukunfts-
fragen, leiten gemeinsam das

Institut für kulturellen Wandel.|

Politik mit Zukunft
Wie gelingt der Aufbruch aus einer erschöpften zu einer schöpferischen Demokratie? 
Eine aktuelle Forschung liefert Denkanstöße zum Wandel der politischen Kultur.

Demokratiefragen
Welche Wege führen zu einer Kultur 
der Zukunftsfähigkeit – und welche 
Hürden stehen im Weg?  In Zeiten der 
Politikverdrossenheit zeigt die 
Forschung von Thomas Haderlapp 
und Rita Trattnigg Alternativen zur 
Alternativlosigkeit auf. 

Zukunftsfähigkeit ist eine Frage der
 Kultur. Hemmnisse, Widersprüche 

und Gelingensfaktoren des kulturellen 
Wandels. Von Thomas Haderlapp und 

Rita Trattnigg, oekom-Verlag 2013, 
700 Seiten, geb.,  € 44,95 

„ Es geht in Zukunft nicht mehr um 
‚Politik der großen Erzählung‘, sondern 

um ein großes Gespräch: Um Politik nicht 
für die Menschen, sondern mit den 

Menschen. “


